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A.  Aktueller Zeitplan für die Reform des Erbschaftsteuerrechts: 
 
15.02.2008 Sitzung des Bundesrates 
05.03.2008  Anhörung des Finanzausschusses im Bundestag  
14.03.2008 2./3. Lesung im Bundestag  
25.04.2008 Sitzung des Bundesrates und Verabschiedung 
 
01.06. oder  In-Kraft-Treten des neuen Erbschaftsteuerrechts bei Zustimmung  
01.07.2008 des Bundesrates, andernfalls evtl. Vermittlungsausschuss 
 
B.  Änderungsvorschläge der Ausschüsse des Bundesrates 
 
Die Ausschüsse des Bundesrates haben in Vorbereitung der Bundesratssitzung vom 
15.02.2008 umfangreiche Änderungsempfehlungen in Bezug auf den Regie-
rungsentwurf zur Reform des Erbschaftsteuerrechts vorgelegt. Hierzu zählen insbe-
sondere die folgenden Anregungen, welche der Bundesrat im Rahmen des Gesetz-
gebungsverfahrens einbringen kann: 

I.  Die Ausschüsse empfehlen eine Verkürzung der Behaltensfrist von 20 Jahren 
(Land- und Forstwirtschaft) bzw. 15 Jahren (Betriebsvermögen) auf einheitlich 
10 Jahre. In der schnelllebigen Wirtschaft seien die Behaltensfristen kaum ein-
zuhalten.  
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II.  Nach dem Regierungsentwurf entfällt der Verschonungsabschlag für Betriebs-
vermögen komplett, wenn die Fortführungsbedingungen nicht die gesamten 15 
Jahre eingehalten werden. Die Ausschüsse empfehlen hingegen, einen zeitan-
teiligen Wegfall des Verschonungsabschlags einzuführen.  

III.  Ein Ausschuss empfiehlt generell die Abschaffung der Lohnsummenklausel. 
Alternativ soll eine Änderung der Lohnsummendefinition erfolgen, wonach der 
Unternehmerlohn nicht mehr in die Lohnsumme einfließt. Außerdem sollen 
Kleinstbetriebe durch die Gewährung eines Freibetrages (€ 150.000) unab-
hängig von der Einhaltung bestimmter Verschonungskriterien begünstigt wer-
den.  

IV.  Empfohlen wird, eine Sonderregelung beim Verwaltungsvermögen nicht nur 
für familiengeführte Banken, sondern auch für in Familienbesitz stehende Ver-
sicherungen einzuführen. Ferner wird eine Regelung zur Vermeidung von Ge-
staltungen angeregt, mit denen durch Gründung von Tochtergesellschaften die 
Grenzen für das Verwaltungsvermögen unterlaufen werden könnten. 

V.  Es wird eine rechtsformneutrale Begünstigung empfohlen, insbesondere 
Konzernstrukturen dürften nicht benachteiligt werden. Mittelbar gehaltene An-
teile an Kapitalgesellschaften im Betriebsvermögen seien den unmittelbar ge-
haltenen im Hinblick auf die Berechnung der Beteiligungsquote gleichzustellen. 

VI.  Verbesserungen seien ebenfalls bezüglich Land- und Forstwirtschaftsvermö-
gen notwendig. Verpachtungen, Teilveräußerungen sowie Reinvestitionen sol-
len keinen bzw. nur teilweisen Einfluss auf die Begünstigung haben. 

VII.  Ausländisches Betriebsvermögen soll unabhängig davon, ob es unmittelbar 
oder mittelbar gehalten wird, vollständig dem inländischen Betriebsvermögen 
gleichgestellt werden.  

VIII.  Zudem müsse geprüft werden, ob und wie eine mögliche Doppelbelastung 
durch Erbschaft- und Ertragsteuern vermieden werden kann.  

IX. Neben der Gleichstellung der eingetragenen Lebenspartner mit Ehegatten wird 
eine differenzierte Belastung der Steuerklassen II und III empfohlen. 

X.  Die Ausschüsse empfehlen Vereinfachungen sowie Änderungen des Bewer-
tungsverfahrens (z.B. differenzierter Kapitalisierungszinssatz etc.). Es sei au-
ßerdem nicht zu empfehlen, ohne die angekündigte Rechtsverordnung über 
den Regierungsentwurf zu entscheiden.  


